
Inkludierte Gefährdungsbeurteilung
Eine sichere Arbeitsgestaltung  für Menschen mit 

behinderungsbedingten Einschränkungen

Arbeitskreis „Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz“ der IG-Metall Frankfurt 
27. September 2018

Hans und Wilma  Irion



inkludieren
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BEDEUTUNGSÜBERSICHT

einschließen, mit beinhalten

SYNONYME ZU INKLUDIEREN

einschließen, erfassen, implizieren, umschließen

https://www.duden.de/rechtschreibung/inkludieren



Die Forderung nach sozialer Inklusion ist verwirklicht, wenn jeder Mensch in seiner 
Individualität von der Gesellschaft akzeptiert wird und die Möglichkeit hat, in vollem 
Umfang an ihr teilzuhaben oder teilzunehmen. Unterschiede und Abweichungen 
werden im Rahmen der sozialen Inklusion bewusst wahrgenommen, aber in ihrer 
Bedeutung eingeschränkt oder gar aufgehoben. Ihr Vorhandensein wird von der 
Gesellschaft weder in Frage gestellt noch als Besonderheit gesehen. Das Recht zur 
Teilhabe wird sozialethisch begründet und bezieht sich auf sämtliche Lebensbereiche, 
in denen sich alle barrierefrei bewegen können sollen.

Inklusion beschreibt dabei die Gleichwertigkeit eines Individuums, ohne dass dabei 
Normalität vorausgesetzt wird. Normal ist vielmehr die Vielfalt, das Vorhandensein von 
Unterschieden. Die einzelne Person ist nicht mehr gezwungen, nicht erreichbare 
Normen zu erfüllen, vielmehr ist es die Gesellschaft, die Strukturen schafft, in denen 
sich Personen mit Besonderheiten einbringen und auf die ihnen eigene Art wertvolle 
Leistungen erbringen können. Ein Beispiel für Barrierefreiheit ist, jedes Gebäude 
rollstuhlgerecht zu gestalten. Aber auch Barrieren im übertragenen Sinn können 
abgebaut werden.

Soziale Inklusion

https://de.wikipedia.org/wiki/Soziale_Inklusion



Gefährdungen inklusiv beurteilen

ARBEITSGESTALTUNG 

Was tun, wenn die Beschäftigung oder Weiterbeschäftigung eines Menschen mit Behinderung 
am Arbeitsschutz zu scheitern droht? 
Darauf hat das Integrationsamt in Köln eine Antwort gesucht und gefunden: 
die inkludierte Gefährdungsbeurteilung für eine sichere Arbeitsgestaltung.

DARUM GEHT ES

1. Arbeitssysteme und Arbeitsplätze, die nach allgemeiner Gefährdungsbeurteilung als sicher
und gesund gelten, können dennoch Gefährdungen für Menschen mit Behinderungen in sich
bergen.

2. Abhilfe schafft eine personalisierte Gefährdungsbeurteilung am einzelnen Arbeitsplatz – mit
besonderem Sachverstand für behinderungsbedingte Einschränkungen.

3. Das Integrationsamt Köln hat dazu ein Projekt vergeben und Handlungshilfen erstellen
lassen. Technische Berater gehen künftig in die Betriebe und helfen bei der Umsetzung der
inkludierten Gefährdungsbeurteilung.





„In den vergangenen Monaten mehrten sich die Anfragen von besorgten Arbeitgebern beim Integrationsamt 
des Landschaftsverband Rheinland, ob Mitarbeiter mit einer bestimmten Beeinträchtigung in der Lage sind, die 
für sie vorgesehene Tätigkeit auszuführen.

Die erweiterten persönlichen Schutzziele im Arbeits- und Gesundheitsschutz von Menschen mit einer 

Behinderung können von einer Vielzahl von Arbeitgebern nicht adäquat konkretisiert und umgesetzt werden. 
Gerade im Handwerk, in kleinen und mittelständischen Unternehmen (KMU), führt das häufig dazu, dass 
qualfizierte Arbeitskräfte mit einer Behinderung nicht eingestellt werden oder ihren Arbeitsplatz nicht 

behalten können.“

„Deshalb hat das LVR-Integrationsamt ein Forschungsprojekt zur „Inkludierten Gefährdungsbeurteilung“ 

initiiert. Gemeinsam mit dem sicherheitswissenschaftlichen Institut für Arbeitsmedizin, 
Sicherheitstechnik und Ergonomie e.V. (ASER) in Wuppertal soll eine Methodik entwickelt werden, mit 
deren Hilfe systematisch spezielle Gefährdungen für schwerbehinderte  Menschen am Arbeitsplatz  

ermittelt  und  bewertet  werden  können sowie erforderlichenfalls spezielle Gefahren vermieden, 
beseitigt oder minimiert werden können. 

Die Arbeit an dem Forschungsprojekt ist im Sommer 2015 gestartet und Ende 2016 abgeschlossen 
worden. Die Methodik wurde am Beispiel von Menschen mit Hörbehinderung erarbeitet. Sie kann mit 

entsprechenden Modifikationen auch auf andere Behinderungsarten übertragen werden.“











Wie sie funktioniert

Die Handlungsanweisung führt den Anwender systematisch durch die 
Gefährdungsbeurteilung. So können alle relevanten Fragen beantwortet werden. 

• Im ersten Schritt sensibilisieren Leitfragen, ob der Punkt am vorliegenden 

Arbeitsplatz relevant ist.

• Ergänzende Fragen konkretisieren die einzelnen Aspekte. Jede Frage kann 
zustimmend, ablehnend oder mit "nicht relevant" beantwortet werden. 

• Im nächsten Schritt wird beurteilt, ob Handlungsbedarf besteht.

• Immer gibt es auch Vorschläge für geeignete Maßnahmen.

https://www.integrationsaemter.de/Inkludierte-Gefaehrdungsbeurteilung/691c9736i1p62/index.html







Die inkludierte Gefährdungsbeurteilung  - iGB

Die  Gefährdungsbeurteilung  bei  Epilepsie ist, wie jede Gefährdungsbeurteilung, ein  

kontinuierlicher  Verbesserungsprozess und fest in die betrieblichen Abläufe zu  integrieren.

Durch die inkludierte Gefährdungsbeurteilung  (iGB)  werden  bestehende Gefährdungen gezielt 
und systematisch ermittelt, bewertet und daraus geeignete  Maßnahmen  abgeleitet  und 
umgesetzt.  

Als Beurteilungsmaßstab der Risiken (des Gefährdungspotenzials) dienen Personen mit 

durchschnittlichen Eigenschaften und Fähigkeiten. 
Wenn die iGB in einem bestimmten Arbeitssystem nicht die Schutzziele erreicht, müssen für 
leistungsgewandelte  Beschäftigte  passende Methoden zur Zielerreichung entwickelt und 
eingesetzt werden. 
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Diese Schrift, .. gibt Anhaltspunkte zur sachgerechten 
Beurteilung der beruflichen Möglichkeiten von Personen mit 
Epilepsie und von Personen nach einem ersten 
epileptischen Anfall, um deren Eingliederungschancen zu 
verbessern.

Dabei werden nur die Einschränkungen, die sich durch 
die Anfälle ergeben, berücksichtigt. Darüber hinausge-
hende Funktionsstörungen, z. B. psychische Beeinträch-
tigungen oder Lähmungen, bedürfen gesonderter Beur-
teilung, ggf. in einer Facheinrichtung für Epilepsie oder 
einer Rehabilitationseinrichtung.

Das  Bundessozialgericht  unterstreicht
ebenfalls  den  hohen  Stellenwert  der
DGUV Information 250-001 in einem Ur-
teil: „Nur auf dieser Grundlage werden
Feststellungen  zur  beruflichen  Einsetz-
barkeit eines Epilepsiekranken nachvoll-
ziehbar“ (BSG Urteil 12.12.2006 Akten-
zeichen: B 13 R 27/06 R)






